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Der IX« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Mai und der Bundesrich­
ter von der Mühlen, Zorn, Henkel und Dr. Thumm
in der Sitzung vom 21. Dezember 1971 
beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 17« Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Düsseldorf vom 6. November 1968 
wird zurückgewiesen.
Das Beschwerdeverfahren ist gebühren- 
und auslagenfrei; die außergerichtli­
chen Kosten trägt die Klägerin.

g r ü n d e

Das Berufungsurteil beruht auf der tatrichterlichen 
Würdigung des vom Berufungsrichter festgestellten Sachver­
halts« Diese in seinem Verantwortungsbereich liegende Wür­
digung kann im Revisionsverfahren nicht nachgeprüft werden.

Der Beschwerde kann nicht gefolgt werden, daß das Ober­
landesgericht in seiner Entscheidung offen gelassen habe, 
ob das Leiden der Klägerin abgrenzbar oder richtunggebend 
verschlimmert worden ist (§ 3 Abs. 2 und 3 der 2. DV-BEG), 
weil es ohne eigene Prüfung dem fachärztlichen Gutachten 
des Prof. Dr. Hackenbroich gefolgt sei. Schon aus der Schil-



derung des Krankheitsverlaufs in diesem Gutachten ergibt 
sich, daß der Sachverständige keine Änderung der Verlaufs­
richtung des ursprünglichen Leidens der Klägerin, der 1928 
durchgemachten Kinderlähmung, festgestellt hat« Daraus kann 
entnommen werden, daß eine richtunggebende Verschlimmerung 
dieses Leidens durch die als verfolgungsbedingt anerkann­
ten Folgeschäden ausscheidet« Ferner führt der Gutachter 
aus, daß die Beugekontraktur der rechten Hüfte und die 
Spitzfußkontraktur des rechten Fußes nur anteilig mit 
15 bis 20 vom Hundert verfolgungsbedingt seien. Das be­
deutet, daß nur in diesem Umfang eine abgrenzbare Ver­
schlimmerung des ursprünglichen, nicht verfolgungsbeding­
ten Leidens in Betracht kommt. Dieser Begutachtung hat 
sich das Berufungsgericht in vollem Umfang angeschlossen.

Auch die Angriffe der Beschwerde gegen die Verneinung 
eines verfolgungsbedingten psychischen Leidens und das die­
ser Entscheidung zugrundeliegende fachärztliche Gutachten 
des Prof. Dr. Venzlaff rechtfertigen nicht die Zulassung 
der Revision. Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 
werden dadurch nicht aufgeworfen (§ 219 Abs. 2 Nr. 1 BEG). 
Das Berufungsgericht hat verfahrensrechtliche Vorschrif­
ten auch nicht anders ausgelegt, als sie in früheren Ent­
scheidungen des Bundesgerichtshofs ausgelegt worden sind 
(BGH RzW 1967, 431 Nr. 42).

Schließlich hat das Oberlandesgericht zu Recht nicht 
über den Anspruch auf ein Heilverfahren nach § 30 BEG ent­
schieden. Ein solcher Anspruch ist im Klagewege bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung im Berufungsrechtszug von 
der Klägerin nicht geltend gemacht worden. Er hat ihr da­
her auch nicht zugesprochen werden können (§ 209 Abs. 1 BEG,
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§ 508 Abs« 1 ZPO)« Deshalb kommt es auf die Präge nicht 
an, ob die Behörde im Bescheid vom 4« Juni 1962 diesen 
Anspruch abgelehnt hat. Auch eine etwaige Verletzung 
des § 159 ZPO stellt keinen gesetzlichen Zulassungs­
grund nach § 219 Abs« 2 BEG dar (BGH RzW 1968, 454 
Nr. 9). Das Urteil des Bundesgerichtshofs in RzW 1964, 
515 betraf einen anderen Saohverhalt.

Mai Zorn
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